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Entlastungsanspruch des Verwenders von Energieerzeu gnissen 
setzt keine Festsetzung und Entrichtung der Energie steuer 
voraus 
 
1. Für die Erfüllung des Tatbestandsmerkmals der na chweis-
lichen Versteuerung in § 51 Abs. 1 EnergieStG ist d ie Ent-
stehung der Energiesteuer für das verwendete Energi eerzeugnis 
nicht ausreichend. 
 
2. Der Entlastungsanspruch nach § 51 Abs. 1 Energie StG ent-
steht mit der Verwendung des von einem Lieferer in der Regel 
gegen Rechnung bezogenen Energieerzeugnisses und is t nicht von 
der Festsetzung und Entrichtung der für das bezogen e Energie-
erzeugnis entstandenen Energiesteuer abhängig. 
 
 
 
EnergieStG § 45, § 51 Abs. 1 und 2 
EnergieStV § 95, § 79 Abs. 1 und 2 
AO § 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
 
Urteil vom 20. September 2016     VII R 7/16 
 
Vorinstanz: FG München vom 4. Februar 2016  14 K 23 /14 
(ZfZ 2016 Beilage 3, 44) 
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T e n o r  

 

Auf die Revision des Hauptzollamts wird das Urteil des 

Finanzgerichts München vom 4. Februar 2016  14 K 23 /14 

aufgehoben. 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klägerin  zu tragen. 

 

G r ü n d e  

 

I. 

Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) macht e im Jahr 

2011 gegenüber dem Beklagten und Revisionskläger (H auptzollamt 

--HZA--) eine Steuervergütung für das 2. Quartal 20 11 geltend. 

Für die von der Klägerin bezogenen und nach § 51 Ab s. 1 des 

Energiesteuergesetzes in der im Streitjahr geltende n Fassung 

(EnergieStG) bezogenen Erdgasmengen meldete der Ver sorger die 

Energiesteuer am 30. Mai 2012 an. Im Januar 2013 st ellte die 

Klägerin einen berichtigten Antrag für das 2. Quart al 2011 

sowie erstmals einen Entlastungsantrag für das 3. Q uartal 

2011. Der Versorger gab am 4. Juni 2013 eine entspr echend 

korrigierte Steueranmeldung ab. Mit Bescheiden vom 18. März 

2013 lehnte das HZA die Entlastungsanträge unter Hi nweis auf 

den Eintritt der Festsetzungsverjährung ab. Auf den  daraufhin 

eingelegten Einspruch setzte das HZA die Steuerentl astung für 

das 3. Quartal 2011 fest und wies den Rechtsbehelf im Übrigen 

als unbegründet zurück.  

 

Die Klage hatte Erfolg. Das Finanzgericht (FG) urte ilte, das 

HZA habe zu Unrecht den Eintritt der Festsetzungsve rjährung 

angenommen. Die Antragsfrist des § 95 Abs. 1 Satz 4  der 

Energiesteuer-Durchführungsverordnung in der im Str eitjahr 

geltenden Fassung (EnergieStV) sei Anfang Januar 20 13 noch 
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nicht abgelaufen gewesen. Die Festsetzungsfrist beg inne mit 

Ablauf des Jahres zu laufen, in dem der Vergütungsa nspruch 

entstanden sei. Die Vergütung nach § 51 Abs. 1 Ener gieStG 

setze ein nachweislich versteuertes Energieerzeugni s voraus, 

so dass allein dessen Verwendung zu steuerbegünstig ten Zwecken 

sowie die Steuerentstehung nicht ausreichten. Das T atbestands-

merkmal der Versteuerung setze zumindest voraus, da ss die 

Steuer bereits festgesetzt worden, wenn nicht sogar  bereits 

entrichtet worden sei. Hierfür spreche die Verlänge rung der 

Antragsfrist nach § 95 Abs. 1 Satz 4 EnergieStV. De r Recht-

sprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) zu § 25a des M ineralöl-

steuergesetzes sei nicht zu entnehmen, dass es für die Ent-

stehung des Vergütungsanspruchs ausschließlich auf die Ver-

wendung des Energieerzeugnisses ankomme.  

 

Der Ansicht des FG Düsseldorf zur Auslegung des § 9 b des 

Stromsteuergesetzes, nach der es aufgrund der nach § 155 

Abs. 4 der Abgabenordnung (AO) nur sinngemäß anzuwe ndenden 

Vorschriften für die Steuerfestsetzung auf die Fest setzung von 

Steuervergütungen gerechtfertigt sei, den Eintritt der Fest-

setzungsverjährung unabhängig vom Nachweis der tats ächlichen 

Versteuerung anzunehmen (Urteil des FG Düsseldorf v om 27. Mai 

2015  4 K 1961/14 VSt, InfrastrukturRecht 2015, 258 ), sei 

nicht zu folgen. Die vom FG Düsseldorf angeführten Schwie-

rigkeiten beim Nachweis der Versteuerung seien für das Ent-

stehen des Vergütungsanspruchs ohne Bedeutung. Nich t als 

versteuert seien vom Versorger geleistete Vorauszah lungen, die 

keinen konkreten Bezug zu einem bestimmten Besteuer ungstat-

bestand aufwiesen, anzusehen. Im Streitfall habe de r Versorger 

die Energiesteuer für das von der Klägerin bezogene  Erdgas 

erst im Jahr 2012 angemeldet, so dass erst zu diese m Zeitpunkt 

von einer Versteuerung des Erdgases ausgegangen wer den könne. 

Folglich habe der Ablauf der Festsetzungsfrist erst  mit Ablauf 
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dieses Jahres begonnen, so dass die Klägerin die st reitgegen-

ständlichen Anträge noch vor Eintritt der Festsetzu ngsver-

jährung gestellt habe. Auch habe sie die Antragsfri st des § 95 

Abs. 1 Satz 4 EnergieStV i.d.F. vom 30. September 2 011 einge-

halten. Diese Vorschrift stelle auf die festgesetzt e Steuer 

ab, so dass auch Steueranmeldungen, die gemäß § 168  Satz 1 AO 

grundsätzlich einer Steuerfestsetzung gleichstünden , von ihr 

erfasst würden. Im Streitfall habe der Versorger di e Steuer 

erst im Jahr 2012 angemeldet, so dass sie auch erst  in diesem 

Jahr festgesetzt worden sei. Daher habe sich die vo n der Klä-

gerin zu beachtende Antragsfrist nach § 95 Abs. 1 S atz 4 

EnergieStV bis zum 31. Dezember 2013 verlängert. De r für das 

2. Quartal 2011 gestellte Antrag habe infolge der Z ustimmung 

durch das HZA zu einem Bescheid unter dem Vorbehalt  der Nach-

prüfung geführt, so dass die Klägerin nach § 164 Ab s. 2 Satz 2 

AO jederzeit eine Änderung habe beantragen können.  

 

Mit seiner Revision macht das HZA geltend, das FG s ei zu Un-

recht davon ausgegangen, dass im Streitfall weder d ie Fest-

setzungsfrist noch die Antragsfrist nach § 95 Abs. 1 Satz 4 

EnergieStV abgelaufen gewesen sei. Nach der Rechtsp rechung des 

BFH sei die Entstehung des Entlastungsanspruchs von  der Steu-

erfestsetzung und von der Verwirklichung der Steuer ansprüche 

zu unterscheiden. Der Begriff der Versteuerung sei allein im 

Sinne des Energiesteuerrechts auszulegen. Den Nachw eis der 

Versteuerung habe der Entlastungsberechtigte zu erb ringen, der 

jedoch nicht Beteiligter des Steuerschuldverhältnis ses sei und 

folglich lediglich eine Rechnung des Lieferers vorw eisen kön-

ne. In der Praxis wählten die Lieferer in der Regel  eine jähr-

liche Steueranmeldung zum 31. Mai des Folgejahres. Ein Ener-

gieerzeugnis müsse bereits dann als versteuert gelt en, sobald 

der Lieferer das Energieerzeugnis unter Berechnung der Steuer 

liefere und dies aus seinen nach § 79 Abs. 2 Energi eStV zu 
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führenden steuerlichen Aufzeichnungen hervorgehe. D adurch sei 

die spätere Steuerfestsetzung sichergestellt. Aus §  95 

EnergieStV ergebe sich nichts anderes. Im Anschluss  an die 

steuerbegünstigte Verwendung solle dem Belastungstr äger, der 

einen Entlastungsabschnitt von einem Monat wählen k önne, eine 

zeitnahe Entlastungsmöglichkeit eröffnet werden. De r Intention 

des Gesetzgebers widerspräche es, wollte man die En tstehung 

des Entlastungsanspruchs vom Zeitpunkt der Abgabe d er Steuer-

anmeldung durch den Lieferer oder von der Entrichtu ng der 

Steuer abhängig machen. Träfe die Ansicht des FG zu , entstün-

den Entlastungsansprüche für unterschiedliche Energ ieerzeug-

nisse zu unterschiedlichen Zeitpunkten. Dies würde die Durch-

führung von Entlastungsverfahren erheblich erschwer en. Für die 

Berechnung der Festsetzungsfrist sei daher nur der Zeitpunkt 

der Verwendung des Energieerzeugnisses maßgeblich, weshalb im 

Streitfall für eine Anwendung des § 95 Abs. 1 Satz 4 

EnergieStV, der nur auf Fälle außerhalb des Normalv erfahrens 

Anwendung finde, kein Raum bleibe. 

 

Unter Hinweis auf die Begründung des FG schließt si ch die Klä-

gerin im Wesentlichen der Rechtsauffassung des FG a n. Von 

einer hinreichenden Sicherung der Steuererhebung kö nne erst 

dann ausgegangen werden, wenn die Steuer durch eine  Steueran-

meldung oder durch einen Steuerbescheid festgesetzt  worden 

sei, denn nur unter dieser Voraussetzung könne der Steuerbe-

trag im Wege der Zwangsvollstreckung beigetrieben w erden. 

Weder § 51 Abs. 1 EnergieStG noch § 95 EnergieStV l asse sich 

entnehmen, dass das Energieerzeugnis vor der Verwen dung ver-

steuert worden sein müsse. Im Fall der Zustimmung d urch die 

Finanzbehörde sei eine Auszahlung des Entlastungsbe trags auch 

vor der Steuerfestsetzung möglich, die nach § 164 A bs. 2 AO 

auch nachträglich geändert werden könne. Auf die Ke nntnis des 

Vergütungsberechtigten vom Abgabezeitpunkt der Steu eranmeldung 
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oder vom Entrichtungszeitpunkt komme es nicht an. U nbeachtlich 

für die Auslegung des § 51 Abs. 1 EnergieStG seien interne Or-

ganisationsprobleme der Zollverwaltung. Dem Urteil des FG ste-

he die Rechtsprechung des BFH, mit der sich das HZA  nicht aus-

einandergesetzt habe, nicht entgegen. Schließlich s ei die Auf-

fassung des HZA zur Auslegung des § 170 Abs. 1 AO i n Bezug auf 

den Beginn der Festsetzungsfrist für den Entlastung sanspruch 

mit den in § 95 Abs. 1 Satz 4 EnergieStV festgelegt en Vorgaben 

unvereinbar. Vielmehr müsse ein Gleichlauf zwischen  Antrags- 

und Festsetzungsfrist hergestellt werden.  

 

II. 

Die Revision des HZA ist begründet; sie führt zur A ufhebung 

der Vorentscheidung und Abweisung der Klage (§ 126 Abs. 3 

Satz 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Die Ents tehung des 

Entlastungsanspruchs nach § 51 Abs. 1 EnergieStG se tzt nicht 

voraus, dass die entstandene Energiesteuer festgese tzt oder 

bereits entrichtet worden ist. Im Streitfall sind d ie von der 

Klägerin geltend gemachten Ansprüche durch Eintritt  der Fest-

setzungsverjährung erloschen.  

 

1. Nach § 51 Abs. 1 EnergieStG wird eine Steuerentl astung auf 

Antrag für Energieerzeugnisse gewährt, die nachweis lich nach 

§ 2 Abs. 1 Nr. 9 und 10, Abs. 3 Satz 1 oder Abs. 4a  EnergieStG 

versteuert und zu den in § 51 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 E nergieStG 

genannten Zwecken verwendet worden sind. Im Streitf all ist die 

Verwendung des von der Klägerin bezogenen Erdgases zu steuer-

begünstigten Zwecken unstreitig. Zu entscheiden ist  lediglich 

über die Frage, ob im Zeitpunkt der Antragstellung die einjäh-

rige Festsetzungsfrist des § 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO mit 

der Folge bereits abgelaufen war, dass der Anspruch  aus dem 

Steuerschuldverhältnis nach § 47 AO erloschen ist, so dass ein 

nachträglicher Entlastungsantrag nicht mehr mit Erf olg ge-
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stellt werden konnte.  

 

a) Ein nach § 51 Abs. 1 EnergieStG entstandener Ent lastungsan-

spruch kann nach § 45 EnergieStG durch Erlass, Erst attung oder 

Vergütung der Steuer erfüllt werden. In den Fällen der Vergü-

tung nach § 51 Abs. 1 EnergieStG steht der Entlastu ngsanspruch 

demjenigen zu, der, ohne selbst Steuerschuldner bzw . Anmelder 

der Steuer sowie evtl. Adressat entsprechender Steu erbescheide 

zu sein, vorversteuerte Energieerzeugnisse von eine m Lieferer 

bezogen und verwendet hat und dadurch zum eigentlic hen Belas-

tungsträger geworden ist (§ 51 Abs. 2 EnergieStG). Die Gewäh-

rung einer Vergütung kommt jedoch nicht mehr in Bet racht, wenn 

Festsetzungsverjährung eingetreten ist. Auf die Fes tsetzung 

einer Steuervergütung finden nach § 155 Abs. 4 AO d ie für die 

Steuerfestsetzung geltenden Vorschriften sinngemäße  Anwendung. 

Für Verbrauchsteuern und Verbrauchsteuervergütungen  beträgt 

die Festsetzungsfrist ein Jahr (§ 169 Abs. 2 Satz 1  Nr. 1 AO), 

wobei die Frist nach § 170 Abs. 1 AO mit Ablauf des  Kalender-

jahrs zu laufen beginnt, in dem die Steuer entstand en ist. 

Lediglich für die Fälle, in denen eine Steueranmeld ung für 

Erdgas und Strom abzugeben ist, enthält § 170 Abs. 2 Satz 2 AO 

eine abweichende Regelung, die im Streitfall allerd ings keine 

Anwendung finden kann, weil es in das Belieben des Entlas-

tungsberechtigten gestellt ist, ob er die Steuerbeg ünstigung 

in Anspruch nehmen will und er somit zur Abgabe ein er Steuer-

anmeldung nicht verpflichtet ist (vgl. Banniza in H übschmann/ 

Hepp/Spitaler --HHSp--, § 170 AO Rz 24). Demnach be ginnt die 

Festsetzungsfrist bei nach § 51 Abs. 1 EnergieStG g eltend ge-

machten Vergütungsansprüchen mit Ablauf desjenigen Jahres zu 

laufen, in dem der Vergütungsanspruch infolge der V erwirkli-

chung des Entlastungstatbestands entstanden ist (Se natsurteile 

vom 8. Juni 2010 VII R 37/09, BFH/NV 2010, 2122, un d vom 

12. Mai 2009 VII R 5/08, BFH/NV 2009, 1602).  
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b) Um insbesondere Vergütungsansprüche für steuerfr ei bezogene 

Energieerzeugnisse auszuschließen, enthält die Entl astungs-

regelung des § 51 Abs. 1 EnergieStG --wie auch ande re strom- 

und energiesteuerrechtliche Entlastungstatbestände- - das Merk-

mal, dass eine Steuerentlastung (nur) für nachweisl ich ver-

steuerte Energieerzeugnisse gewährt wird. In Bezug auf dieses 

Tatbestandsmerkmal ist dem EnergieStG keine Definit ion zu ent-

nehmen, so dass eine Deutung des Begriffs der Verst euerung 

geboten ist, die sich an dem Sinn und Zweck der Ent lastungsre-

gelung orientiert. Nicht ausreichend für die Erfüll ung dieses 

Tatbestandsmerkmals ist die Entstehung der Steuer. Denn nur 

aufgrund der Erfüllung eines Steuerentstehungstatbe standes, 

z.B. auch durch eine unrechtmäßige Entnahme von Ene rgieerzeug-

nissen oder Strom in den steuerrechtlich freien Ver kehr, kann 

nicht davon ausgegangen werden, dass diese Erzeugni sse buch-

mäßig erfasst worden sind, so dass eine ordnungsgem äße Ver-

steuerung gewährleistet werden kann. Vielmehr müsse n Umstände 

hinzutreten, die die Steuerentstehung verifizieren.   

 

c) Entgegen der Auffassung des FG ist der Begriff d er Versteu-

erung nicht dahin auszulegen, dass es eines die Ene rgiesteuer 

festsetzenden Steuerbescheids bzw. der Abgabe einer  Steueran-

meldung durch den Lieferer oder gar der Entrichtung  der Ener-

giesteuer bedarf. Dabei ist zu berücksichtigen, das s der ver-

gütungsberechtigte Verwender in der Regel nicht in der Lage 

ist, die Anmeldung und Entrichtung der Steuer durch  den Steu-

erschuldner, z.B. durch Vorlage von Kopien der Steu eranmeldun-

gen und Belegen über geleistete Vorauszahlungen, se lbst nach-

zuweisen. Die Vorlage solcher Dokumente wird in § 9 5 

EnergieStV auch nicht verlangt. Gefordert wird in §  95 Abs. 4 

EnergieStV lediglich die Führung eines buchmäßigen Nachweises. 

Aus der betrieblichen Dokumentation müssen sich die  Art, die 
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Menge, die Herkunft und der genaue Verwendungszweck  der Ener-

gieerzeugnisse ergeben. Da ihm ein Zugriff auf die eigentli-

chen Besteuerungsunterlagen verwehrt ist, bleibt de m Antrag-

steller als Mittel der Glaubhaftmachung der Versteu erung nur 

die Vorlage von Rechnungen, aus denen der Bezug ver steuerter 

Energieerzeugnisse ersichtlich ist (Bongartz in Bon gartz/ 

Jatzke/Schröer-Schallenberg, EnergieStG, StromStG, § 45 

EnergieStG Rz 10, und Möhlenkamp/Milewski, EnergieS tG, 

StromStG, § 45 EnergieStG Rz 4, sowie Jarsombeck, D er Nachweis 

der Versteuerung bei der Verbrauchsteuerentlastung (Erlass, 

Erstattung, Vergütung), Zeitschrift für Zölle und V erbrauch-

steuern 1997, 331, 332, der darauf hinweist, dass s ich prak-

tikable und gerechte Ergebnisse nur erzielen lassen , wenn man 

die ordnungsgemäße Aufnahme in die Buchführung oder  Steuer-

anmeldung des Steuerschuldners als Versteuerungstat bestand 

ausreichen lässt). Zur Glaubhaftmachung der Versteu erung sieht 

das amtliche Formular Nr. 1115 (Antrag auf Steueren tlastung 

für bestimmte Prozesse und Verfahren) die Vorlage e ntspre-

chender Versteuerungsnachweise nicht vor.  

 

Die Entstehung des Vergütungsanspruchs kann nicht v on der 

Festsetzung der Steuer durch einen Steuerbescheid o der der 

Abgabe einer Steueranmeldung durch den Lieferer abh ängig 

gemacht werden. Der Entlastungsanspruch entsteht vi elmehr 

bereits mit der steuerbegünstigten Verwendung des E nergie-

erzeugnisses, wobei unterstellt werden kann, dass i n diesem 

Zeitpunkt die vom Lieferer nach § 79 Abs. 2 Energie StV zu 

führenden Aufzeichnungen ausreichende Gewähr für di e Durch-

setzung des Steueranspruchs bieten. Würde vom Verwe nder der 

Nachweis der Steuerfestsetzung oder der Entrichtung  der Steuer 

durch den Lieferer bzw. Versorger gefordert, wäre d as ener-

giesteuerrechtliche Entlastungsverfahren nur mit ei nem erheb-

lichen Aufwand durchführbar und kaum praktikabel. N ahezu aus-
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geschlossen wäre die nach § 95 Abs. 2a Satz 2 Energ ieStV 

eröffnete Möglichkeit einer unverzüglichen Steueren tlastung. 

Das Ziel des Gesetzgebers, eine möglichst zeitnahe Entlastung 

desjenigen Verwenders zu gewährleisten, der durch d ie Zahlung 

des Kaufpreises als eigentlicher Belastungsträger i n Anspruch 

genommen wird, könnte nicht mehr erreicht werden. D er Begriff 

der Versteuerung bedarf daher einer Auslegung, die den Zielen 

des Gesetzgebers und den Interessen der Wirtschafts beteiligten 

gerecht wird. Wie bereits ausgeführt, ist daher auf  die Ver-

wendung des Energieerzeugnisses abzustellen, dessen  Bezug und 

Herkunft der Verwender buchmäßig nachzuweisen hat u nd bei dem 

davon ausgegangen werden kann, dass es auch in der Dokumenta-

tion des Lieferers bzw. Versorgers erfasst worden i st. Unter 

Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte beginnt die Festset-

zungsfrist mit Ablauf desjenigen Jahres zu laufen, in dem die 

Energieerzeugnisse durch den Entlastungsberechtigte n zu den in 

§ 51 Abs. 1 EnergieStG genannten Zwecken verwendet worden 

sind. Auf den Realakt der Verwendung des Energieerz eugnisses 

hat der Verordnungsgeber auch hinsichtlich des Begi nns der in 

§ 95 Abs. 1 Satz 3 EnergieStV normierten Ausschluss frist abge-

stellt und insoweit einen Gleichlauf von Festsetzun gs- und An-

tragsfrist erzielt.  

 

2. Nach den nicht angegriffenen Feststellungen des FG, die für 

den erkennenden Senat nach § 118 Abs. 2 FGO bindend  sind, hat 

die Klägerin das von ihr bezogene Erdgas im Jahr 20 11 zu steu-

erbegünstigten Zwecken i.S. des § 51 Abs. 1 Energie StG ver-

wendet. Demnach begann die einjährige Festsetzungsf rist des 

§ 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO nach § 170 Abs. 1 AO m it Ablauf 

des 31. Dezember 2011 und endete mit Ablauf des 31.  Dezember 

2012. Im Januar 2013, in dem die Klägerin erstmals für das 

3. Quartal 2011 einen Entlastungsantrag gestellt ha t, war dem-

nach die Festsetzungsfrist im Zeitpunkt der Antrags tellung 
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bereits abgelaufen, so dass der für diesen Zeitraum  geltend 

gemachte Entlastungsanspruch infolge des Eintritts der Fest-

setzungsverjährung nach § 47 AO erloschen ist. Sowe it die Klä-

gerin im Januar 2013 für das 2. Quartal 2011 die ur sprüngliche 

Steueranmeldung berichtigt und einen entsprechend g eänderten 

Antrag gestellt hat, ist der Antrag nicht wie erfor derlich vor 

Ablauf der Festsetzungsverjährungsfrist gestellt wo rden (vgl. 

Heuermann in HHSp, § 164 AO Rz 24). Mit dem Ablauf der Fest-

setzungsfrist entfiel nach § 164 Abs. 4 Satz 1 AO d er Vorbe-

halt der Nachprüfung. Einen Antrag nach § 164 Abs. 2 Satz 2 AO 

auf Änderung der nunmehr endgültigen Festsetzung ko nnte die 

Klägerin von diesem Zeitpunkt an nicht mehr mit Erf olg stellen 

(Senatsurteil vom 16. November 2004 VII R 3/04, BFH E 208, 

321), so dass auch hinsichtlich der im 2. Quartal 2 011 verwen-

deten Erdgasmengen Festsetzungsverjährung eingetret en ist.  

 

3. Aufgrund des Erlöschens der geltend gemachten En tlastungs-

ansprüche durch den Eintritt der Festsetzungsverjäh rung (§ 47 

AO) ist es für den Streitfall nicht entscheidungser heblich, ob 

der Rechtsauffassung des HZA gefolgt werden könnte,  nach der 

eine Verlängerung der Antragsfrist nach § 95 Abs. 1  Satz 4 

EnergieStV nur in besonderen Fällen in Betracht kom mt, in de-

nen die Steuer z.B. nach einer Außenprüfung oder au fgrund ei-

ner zu ändernden Einreihung von Energieerzeugnissen  in die 

Kombinierte Nomenklatur erst nach der Verwendung de r Energie-

erzeugnisse durch einen Steuerbescheid festgesetzt worden ist 

(vgl. Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen  vom 

19. Oktober 2011 III B 6 – V 8105/11/10001:004). Se lbst wenn 

die Klägerin die Entlastungsanträge nach § 95 Abs. 1 Satz 4 

EnergieStV noch fristgerecht hätte stellen können, stünde 

ihnen der Eintritt der Festsetzungsverjährung entge gen, denn 

das Kraft Gesetzes herbeigeführte Erlöschen der Ans prüche kann 

auf dem Verordnungswege durch eine Verlängerung der  Antrags-
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frist nicht mehr rückgängig gemacht werden. Somit g ehen in den 

Fällen, in denen vor der Antragstellung bereits Fes tsetzungs-

verjährung eingetreten ist, die Entlastungsanträge ins Leere, 

so dass der Anwendungsbereich des § 95 Abs. 1 Satz 4 

EnergieStV insoweit eingeschränkt ist. 

 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 F GO. 14 


